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Zu den einzelnen Punkten der Kleinen Anfrage 1 87 der Fraktion 
der SPD teile ich im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister 
für Verkehr folgendes mit: 

Zu 1 

Durch die ständige Aufwärtsentwicklung der industriellen Produk- 
tion, insbesondere durch die anhaltende Hochkonjunktur der eisen- 
schaffenden Industrie, hat der Kohlenverbrauch im Bundesgebiet 
seit August vorigen Jahres erheblich zugenommen. Die Förderung 
des Steinkohlenbergbaus konnte dieser Verbrauchssteigerung wegen 
der natürlichen Eigenart seiner Produktionsverhältnisse nicht in 
gleichem Maße folgen, so daß der Mehrverbrauch nicht in vollem 
Umfange aus der inländischen Förderung gedeckt werden kann. 
Damit die Versorgungslücke geschlossen werden kann, hat die 
Bundesregierung großzügige Einfuhrmöglichkeiten eröffnet. Da die 
Wirtsdiaft auf den Bezug von USA-Kohle wegen ihres hohen 
Preises allerdings nur in dem unumgänglich notwendigen Maße als 
letzte Möglidikeit der Bedarfsdeckung ausweichen wird, muß bei der 
zu erwartenden anhaltend günstigen Produktionslage der Industrie 
dennoch nach wie vor mit einer starken Nachfrage nach Kohle 
aus inländischem Aufkommen gerechnet werden, so daß die Lage auf 
dem deutschen Kohlenmarkt zunädist weiterhin die Kennzeichen 
einer Anspannung behalten wird. 

Bei der Elektrizitätswirtschaft liegen z. Z. im Durchschnitt Kohlen- 
vorräte für mehr als einen Monat. Die Ruhrkohlen- Verkaufsorga- 
nisation hat, um allen Elektrizitätswerken rechtzeitige DEpositionen 
zu ermöglichen, diese unterrichtet, mit welchen Kohlenlieferungen 
sie im Laufe des Kohlenwirtschaftsjahres zu rechnen haben. Der 
darüber hinausgehende Bedarf muß mit Einfuhrkohle, die, wenn 
auch z. Z. zu höheren Preisen, aber doch im allgemeinen ausreichend 
zur Verfügung steht, gedeckt werden. 

Über die Versorgung der Gaswerke, die z. Z. über Vorräte für 
ca. 21 Tage verfügen, ist zwischen dem Verband Deutscher Gas- 
und Wasserwerke und der Gemeinschaftsorganisation Ruhrkohlc 
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eine Vereinbarung getroffen worden, w^onach die Verkaufsorpani- 
sation der Ruhr mindestens die gleich-en Mengen wie im Vorjahr 
liefert und der durch Kapazitätsausweitung entstandene Mehrbedarf 
durch Einfuhren aus den USA gedeckt wird. 

In der Verkehrswirtschaft verfügt die Binnenschiffahrt z. Z. über 
ausreichende Vorräte, während bei der Seeschiffahrt die Versorgung 
mit Bunkerkohle auf gewisse Schwierigkeiten stößt. Die Gemein- 
schaftsorganisation Ruhrkohle hat jedoch zugesichert, die Verkehrs- 
wirtschaft in gleichem Umfange wie im Vorjahr zu beliefern. Die 
Versorgung der Bundesbahn und der nicht bundeseigenen Eisen- 
bahnen wird zu Nr. 2 gesondert behandelt. 

Zu 2 

Die Deutsche Bundesbahn braucht Ende September zur Sicherung 
der Abwickelung des Herbst- und Winterve^'kehrs einen Vorrat von 
Lokomotivkohle für mindestens 23 Tage, die nichtbundeseigenen 
Eisenbahnen brauchen einen solchen für etwa 15 Tage. Die Bestände 
der Deutsdien Bundesbahn reichen z. Z. für 11,3 Tage, diejenii;;en 
der niditbundescigenen Eisenbahnen für 3 bis 4 Tage. In einem 
Abkommen zwisdien der Hauptverwaltung der Deutschen Bundes- 
bahn und der Gemeinschaftsorganisation Ruhrkohle sind Mengen 
vereinbart worden, die, unter Einschluß eines 2'*/„igen Liefcranteils 
(= 200 000 t) an USA-Kohle, in etwa den bisherigen Mengen ent- 
sprechen. Die beteiligten Stellen sind bemüht, soweit möglich eine 
bessere Bevorratung der Deutschen Bundesbahn und der nicht- 
bundeseigenen Eisenbahnen bis zum Beginn des Herbstverkehrs 
zu erreichen. 

Zu 3 

In den mit der Bundesregierung abgestimmten Liefergrundsätzen 
der Gemeinschaftsorganisation Ruhrkohlc ist vorgesehen, daß der 
Hausbrand bevorzugt mit den im vorigen Kohlenwirtschaftsjahr 
bezogenen Mengen versorgt wird. Bei normalen klimatischen Ver- 
hältnissen ist daher damit 7U rechnen, daß ernste Schwierigkeiten 
im kommenden Winter im wesentlichen vermieden werden können. 
Lediglich gewisse Sortenverschiebungen werden sich nicht vermeiden 
lassen, da Fettnußkohlcn wegen der Knappheit an Kokskohle weit- 
gehend zur Verkokung mitverwendet werden müssen. 

Zu 4 

Erfahrungsgemäß nehmen die Hausbrand- und Kleinverbraucher in 
der Übergangszeit und bei plötzlich eintretender starker Kälte auch 
bei ausreichender Kohlenbelieferung die Elektrizitäts- und Gaswerke 
in erhöhtem Maße in Anspruch. 

Einer solchen Mehrbelastung wird die Elektnzitätswirtschaft In 
diesem Jahr in vollem Umfange genügen können, da sie vor allem 
durch die Inbetriebnahme neuer Braunkohlenkraftwerke ihre Lei- 
stungsfähigkeit erheblich erhöht hat. 

Es darf angenommen werden, daß auch die Gaswerke in der Lage 
sein werden, den voraussichtlichen Anforderungen zu entsprechen. 
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Für den Fall, daß sich in einem besonders kalten Winter ungewöhn- 
liche Spitzenbclastungen ergeben sollten, besteht die Möglichkeit, 
das Energienotgesetz anzu wenden. 

Zu 5 

Die Energiewirtschaft wird in diesem^"" Winter im Durchschnitt über 
eine Kapazitätsreserve von etwa 8 bis 10 v. H. verfügen, die zur 
Deckung des voraussichtlichen Spitzenbedarfs ausreicht. Wie zu 1 
bereits ausgeführt, dürfte auch die Kohlenlage eine uneingeschränkte 
Versorgung mit Strom und Gas gewährleisten. 

Zu 6 

Beschwerden über Kohlenversorgunesschwierigkeiten einzelner Ener- 
giebetriebe sind zuerst in den Monaten November und Dezember 
1954 vorgebracht worden. Ihnen konnte im allgemeinen rechtzeitig 
abgeholfcn werden, so daß es weder bei Elektrizitats- noch bei Gas- 
werken in irgendeinem Falle zu Ausfällen gekommen ist. Seit Juni 
dieses Jahres ist eine merkliche Besserung der Versorgungslage zu 
beobachten, die sich in einer Steigerung der Kohlenbestände wider- 
spiegelt. Im Juni stiegen die Gesamtvorräte bei den öffentlichen 
Steinkohlenkraftwerkcn um 86 000 t auf 861 000 t, im Juli um 
weitere rd. 240 000 t auf rd. 1 100 000 t. Bei den Gaswerken er- 
höhten sich die Bestände im Juni um 22 000 t und im Juli um 
weitere 100 000 t auf 356 000 t. Durch die eröffneten Einfuhrmög- 
lichkeiten kann auch bei den Versorgungsbetrieben im kommenden 
Winter mit einer gewissen Entspannung der Kohlenversorgungslage 
gerechnet werden. 

Zu 7 

Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich im wesentlichen bereits 
aus dem Vorhergesagten. 

Abschließend darf noch darauf hingewiesen werden, daß Steuerungs- 
oder Verteilungsmaßnahmen irgendwelcher Art nicht in Betracht 
gezogen werden können, da hierfür eine Rechtsgrundlage fehlt. Im 
übrigen könnte die Bundesregierung auch bei Vorliegen der recht- 
lichen Voraussetzungen derartige Maßnahmen nur durchführen, wenn 
die Hohe Behörde der Montanunion auf Grund von Artikel 59 des Mon- 
tanvertrages die Mangellage erklärt. Damit ist jedoch nicht zu rechnen, 
solange ausreichende Mengen aus den übrigen Revieren des Ge- 
meinsamen Marktes oder aus dritten Ländern, insbesondere aus 
den USA, eingeführt werden können. 

Als einziges wirksames Mittel stand der Bundesregierung daher 
lediglich, wie bereits erwähnt, die Eröffnung großzügiger Einfuhr- 
möglichkeiten zur Verfügung- Neben der bereits gegebenen völlig 
freien Einfuhr von Kohle aus Ländern der Montanunion und der 
OEEC hat die Bundesregierung im April 1955 auch freie Einfuhr- 
möglichkeiten aus den USA und dem übrigen Dollarraum eröffnet. 

Ferner hat sie eine Verstärkung der Kohleneinfuhr aus den östlichen 
Ländern, vor allem aus Polen und der CSR, durch Verhandlungen 
sichergestellt. 
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Diese Maßnahmen führten zu folgender Einfuhrentwicklung : 


- in 1000 t - 


Lieferland 

1/54 

11/54 

I 55 

11/55 

Juli 55 

Montan raum 

1191 

1010 

1739 

1726 

670 

USA 

477 

"517 

466 

1147 

576 

Polen 

93 

60 

8 

96 

85 

CSR 

116 

180 

257 

226 

80 


Für die Einfuhr von USA-Kohlc sind von Januar bis zum 15. August 
1955 Einfuhrlizenzen über etwa 10,5 Mio t erteilt worden, auf die 
im gleichen Zeitraum bereits ca. 2,5 Mio t eingeführt worden sind. 

In Ergänzung dieser Maßnahmen zur Steigerung der Einfuhr hat 
das ßWM mit der Gemeinschaftsorganisation Ruhrkohle unter 
besonderer Berücksichtigung der Hausbrand- und Kleinverbraucher 
sowie der Verkehrs- und Versorgungswirtschaft Grundsätze für die 
Belieferung mit Ruhrkohle abgestimmt. 

Bei dieser gesamten Beantwortung der Kleinen Anfrage 1 87 der 
Fraktion der SPD ist unterstellt worden, daß die Förderziffern 
im Steinkohlenbergbau jene Höhe erreiLhen, die unter Zugrunde- 
legung der normalen saisonalen Entwicklungen im 2. Halbjahr des 
Kalenderjahres 1953 und im 1, Quartal des Kalenderjahres 1956 
angenommen worden sind. 


In Vertretung 
m. d.W. d. G.b. 


Westrick 



